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Nachfolgekandidat: in der DDR
Kandidat, der bei der Wahl die ge
setzlich notwendige Stimmenmehr
heit erhalten hat, jedoch entspre
chend der von der Tagung des zu
ständigen Ausschusses der Natio
nalen Front der DDR beschlosse
nen Reihenfolge auf dem Wahlvor
schlag nicht gleich ein Abgeordne
tenmandat erhält, weil im Wahl
kreis mehr Kandidaten aufgestellt 
und gewählt werden, als Mandate 
zu besetzen sind. Wenn die Wahl 
eines —» Abgeordneten für ungültig 
erklärt wird, sein Mandat erlischt 
oder er aus anderen Gründen vor 
Beendigung der Wahlperiode aus 
der Volksvertretung ausscheidet, 
entscheidet die Volksvertretung 
durch Beschluß über das Nachrük- 
ken eines N. Die N. werden in die 
Tätigkeit der Volksvertretung ein
bezogen, sind Mitglieder von Aus
schüssen bzw. Kommissionen, be
kommen Aufgaben im Wahlkreis 
übertragen und können sich so auf 
ein mögliches Nachrücken in die 
Abgeordnetenfunktion vorberei
ten. In ihrer Tätigkeit als N. genie
ßen sie die gleiche rechtliche Un
terstützung wie die Abgeordneten 
und haben - mit Ausnahme des 
Stimmrechts und des Rechts der 
Einbringung von Beschlußvorlagen 
- identische Rechte und Pflich
ten.

Nachfrage —» Bedarf

Nahostkonflikt: durch imperiali
stisch-zionistische Kräfte herbeige
führte Spannungssituation im Na
hen Osten, die sich vor allem in 
Aggressionsakten gegen die arabi
schen Völker und Staaten wider
spiegelt. Ziel dieser Kräfte ist die 
Sicherung des imperialistischen po
litischen und ökonomischen Ein
flusses in dieser Region, die Nie
derhaltung der —* nationalen Befrei

ungsbewegung in diesem Raum, die 
Untergrabung und Schwächung des 
Ansehens der Sowjetunion und der 
mit ihr verbündeten sozialistischen 
Staaten und die Gewinnung mili
tärstrategischer Vorteile für den 
Imperialismus. Im Kampf um die 
Lösung des N. vereint sich das Rin
gen um Frieden mit dem Kampf 
um Selbstbestimmung. Die Rege
lung des N. ist eine der vordringli
chen Aufgaben im Kampf für Frie
den und internationale Zusammen
arbeit, für die Freiheit und Unab
hängigkeit der Völker. Die Politik 
des Imperialismus im Nahen 
Osten, seine Unterstützung und 
Ausnutzung des —> Zionismus schu
fen seit Ende des 19. Jh. einen 
Spannungs- und Krisenherd in der 
Region, aus dem in den letzten 
30 Jahren fünf Kriege erwuchsen. 
Der erste Nahostkrieg brach am 
15.5.1948 aus, nachdem die zioni
stischen Führer entgegen der von 
der —> Organisation der Vereinten Na
tionen vorgesehenen Prozedur am 
14. 5. 1948 den Staat Israel prokla
miert hatten. Im'Ergebnis des Krie
ges annektierte Israel große Teile 
des von der UNO vorgesehenen 
Palästinastaates. Anstelle der 56% 
des Territoriums von Palästina, das 
für den Staat Israel vorgesehen war, 
okkupierte Israel Anfang 1949 fast 
80 % des gesamten Territoriums Pa
lästinas, einschließlich des West
teils der Stadt Jerusalem. Es er
folgte eine Massenflucht und mas
senweise Vertreibung der arabisch
palästinensischen Bevölkerung. 
Das West-Jordan-Gebiet wurde 
durch Jordanien annektiert, der 
Gaza-Streifen unter ägyptische Ho
heit gestellt. Israel wurde zum ent
scheidenden Stützpunkt der USA 
im Nahen Osten ausgebaut. Nach 
der Nationalisierung des Suezka
nals begann am 29.10. 1956 die ver
einte britisch-französisch-israeli-


